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§ 23 ECG
 ECG - E-Commerce-Gesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 04.01.2024

1. (1)Eine Verwaltungsbehörde hat ihre Absicht zur Ergreifung von Maßnahmen, die den freien Verkehr von

Diensten der Informationsgesellschaft aus einem anderen Mitgliedstaat einschränken, der Europäischen

Kommission und der zuständigen Stelle des anderen Staates mitzuteilen und diese aufzufordern, geeignete

Maßnahmen gegen den Diensteanbieter zu veranlassen. Die Behörde kann die von ihr beabsichtigten

Maßnahmen erst durchführen, wenn die zuständige Stelle des anderen Mitgliedstaats dieser Aufforderung nicht

innerhalb angemessener Frist Folge geleistet hat oder die von ihr ergriffenen Maßnahmen unzulänglich sind.

2. (2)Bei Gefahr im Verzug kann die Verwaltungsbehörde die von ihr beabsichtigten Maßnahmen auch ohne

Verständigung der Kommission und Aufforderung der zuständigen Stelle des anderen Mitgliedstaats erlassen. In

diesem Fall hat sie die von ihr ergriffene Maßnahme unverzüglich der Kommission und der zuständigen Stelle

unter Angabe der Gründe für die Annahme von Gefahr im Verzug mitzuteilen.

3. (3)Die Abs. 1 und 2 sind auf gerichtliche Verfahren nicht anzuwenden.
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